
Eigentum, sei es nur zur Nutzung oder nur zu Besitz) 
gerichtete Vertrag zwei Elemente enthält, das obligato­
rische Verpflichtungsgeschäft oder die causa und das 
dingliche Erfüllungsgeschäft; diese Unterscheidung, 
deren innere Notwendigkeit und begriffliche Recht­
fertigung darauf beruht, daß sich das gleiche Erfül­
lungsgeschäft jeweils mit den verschiedensten Kausal­
geschäften zu einer Einheit verbinden kann und der 
Charakter des Gesamtvertrages trotz gleichartiger 
Erfüllung (z. B. Eigentumsübertragung) verschieden­
artig ist und verschiedene Rechtsfolgen nach sich 
zieht, je nachdem, welche causa, d. h. welche Art der 
Verpflichtung dieser Erfüllung jeweils zugrunde liegt 
(z. B. Kauf oder Werkvertrag oder Schenkung usw.)
— diese Unterscheidung also wird natürlich nicht in 
Frage gestellt. Worum es sich vielmehr handelt, ist die 
im deutschen Recht herausgebildete künstliche Tren­
nung dieser beiden zusammengehörigen Elemente, die 
Abstraktion des Erfüllungsgeschäfts vom Kausalge­
schäft, als deren bedeutsamste Folge die Wirksamkeit 
der Erfüllung von etwaigen Mängeln des Kausalge­
schäfts, insbesondere seiner Nichtigkeit, unabhängig 
wurde.

In diesem Zusammenhang waren es zwei auffällige 
Erscheinungen, die die Aufmerksamkeit des Verfassers 
auf sich zogen: einmal die Tatsache, daß jene Kon­
struktion eine erst im vorigen Jahrhundert entwickelte 
Besonderheit des deutschen Rechts ist, der — mit einer 
bestimmten Ausnahme — weder das römische Recht1) 
noch die modernen ausländischen Rechtssysteme etwas 
Entsprechendes zur Seite zu stellen haben; sodann der 
Umstand, daß, mindestens seit Beginn des Jahrhun­
derts, die deutsche Rechtsprechung unter der Führung 
des ehemaligen Reichsgerichts in den einschlägigen 
Entscheidungen den Grundsatz der Abstraktion zwar 
regelmäßig prinzipiell als geltendes Recht anerkannte, 
ihn dann aber — wiederum mit einer bestimmten Aus­
nahme — im konkreten Falle ebenso regelmäßig durch­
brach. Aus diesen Erscheinungen schloß der Autor 
einerseits, daß sich die Erklärung für die eigenartige 
Konstruktion im deutschen Zivilrecht aus den spezifi­
schen politischen und ökonomischen Verhältnissen der 
preußisch-deutschen Entwicklung ergeben müsse, daß 
andererseits unter den Bedingungen des Monopolkapi­
talismus in diesen Verhältnissen eine Änderung einge­
treten sein müsse, die zu der scheinbar widerspruchs­
vollen Haltung der Rechtsprechung führte. Ein sorg­
fältiges Quellenstudium bestätigte beide Vermutungen 
in vollem Umfange.

Die Erklärung, die Kleine für die Abstraktion von 
der causa findet — besser: wiederentdetkt, denn die 
in seiner Schrift wiedergegebenen Quellen bezeugen 
eindeutig, daß man sich über die Zusammenhänge 
durchaus im klaren war (vgl. insbesondere S. 34, 39), 
bevor die verschleiernde Funktion der bürgerlichen 
Rechtslehre sie in Vergessenheit geraten ließ —, diese 
Erklärung ist gleichzeitig ein prachtvolles Beispiel für 
die Richtigkeit der marxistischen Lehre, daß die Ge­
schichte — und mit ihr die Geschichte der Rechtsent­
wicklung — in Wahrheit die Geschichte von Klassen­
kämpfen ist. Ein moderner bürgerlicher Jurist, etwa 
in Westdeutschland, mag vor der These, die Abstrak­
tion von der causa sei von der deutschen Bourgeoisie 
als Waffe im Kampf gegen den ihre Entwicklung 
hemmenden halbfeudalen Staatsapparat herausgebil­
det worden, fassungslos und verständnislos dastehen
— uns überzeugt gerade die in der Aufdeckung eines 
derartigen Zusammenhangs liegende Gesetzmäßigkeit.

Bekanntlich ist die deutsche Bourgeoisie nicht auf 
revolutionärem Wege zur Macht gelangt. Sie hatte die

!) Die in B ü t t n e r s  Bericht über die Thesenverteidigung 
Kleines („Staat und Recht“ 1953, Heft 1, S. 120) enthaltene Be­
merkung, ich hätte in meiner Berichterstattung über die Disser­
tation deren ungenügendes Eingehen auf „die Bedeutung der 
Abstraktion von der causa im römischen Recht“ beanstandet, 
muß auf einem Irrtum oder einer Verwechslung beruhen. Da 
das römische Recht die Abstraktion von der causa nicht kannte 
und diese Tatsache in der mir genau bekannten Dissertation 
Im einzelnen belegt worden war (vgl. S. 14, auch S. 11/12), 
konnte ich füglich ein Eingehen auf die Bedeutung der Ab­
straktion im römischen Recht nicht verlangen. — Dagegen sind 
die tatsächlich von mir vorgetragenen Einwendungen (vgl. im 
Text unter H) in dem Bericht nicht enthalten.

wirtschaftlichen Machtpositionen, vor allem in der In­
dustrie, schon längst in Händen, als die politische 
Macht, der Staatsapparat, noch immer die Domäne der 
Feudalherren war. Diese dirigierten — um ein von 
Kleine in diesem Zusammenhang mit Recht mehrfach 
hervorgehobenes Wort von Engels zu wiederholen 
(S. 15, 25) — „die aufdringliche Überwachung, der eine 
unwissende, anmaßende Bürokratie ihren [d. h. der 
Bourgeoisie] ganzen Geschäftsbetrieb unterzog“; ihr 
Bestreben war es insbesondere, die „Unterordnung der 
Agrikultur unter das Kapital“ (Marx) zu verhindern, 
die Schranken, die das feudale Grundeigentum stets 
dem Eindringen des Kapitals in die Landwirtschaft 
entgegensetzt, möglichst unübersteigbar zu machen. 
Hierzu diente vorzüglich das im Grundbuchrecht des 
ALR und anderer deutscher Partikularrechte statuierte 
materielle Legalitätsprinzip; in welchem heute kaum 
mehr vorstellbaren Umfange dieses der „anmaßenden 
Bürokratie“ in Gestalt der Grundbuchbehörden die Ge­
legenheit gab, die Geschäfte der Bürger zu durch­
schnüffeln, zu überwachen und zu bevormunden, läßt 
der Text der wörtlich wiedergegebenen einschlägigen 
Vorschriften des ALR (S. 22 f.) nur zu gut erkennen.

An einer Vielzahl von — in ihrer Drastik oft gerade­
zu erheiternden — Beschwerden zeitgenössischer Au­
toren und Zitaten aus Reskripten, Motiven und anderen 
Quellen (vgl. insbesondere S. 23 ff., 34, 39, 46) weist 
Kleine überzeugend nach, daß das materielle Legali­
tätsprinzip, kraft dessen sowohl bei Eigentumsände­
rungen wie bei der unter den deutschen Verhältnissen 
zur Mobilisierung des Grund und Bodens besonders 
wichtigen Bestellung von Grundpfandrechten die be­
hördliche Mitwirkung zur Vollziehung des Erfüllungs­
geschäfts von einer minutiösen Überprüfung des Kau­
salgeschäfts abhing, „die Partheyen ... zur Verzweif­
lung“ brachte und, wie sogar ein preußischer Justiz­
minister 1822 zugeben mußte, in seiner Anwendung 
durch die Hypothekenrichter „eine Last des Publicums 
und eine Fessel des Privat-Verkehrs“ war (S. 25). Da­
mit erwies es sich als ernsthaftes Hindernis für die 
Einführung der kapitalistischen Produktionsweise in 
der Landwirtschaft, während im außergrundbuchlichen 
Rechtsverkehr die der kapitalistischen Entwicklung hin­
derliche bürokratische Überwachung vor allem durch 
die Formvorschriften des preußischen Rechts — Schrift­
lichkeit und Stempelpflicht — realisiert wurde (vgl. 
S. 36).

Diese Entwicklungshemmungen auf direktem Wege, 
d. h. durch Zerschlagung des halbfeudalen Staats­
apparats, zu beseitigen, war die deutsche Bourgeoisie 
anfänglich zu schwach, später auch gar nicht mehr wil­
lens; sie mußte sozusagen durch die Hintertür Vorgehen. 
Die „Hintertür“ war — die Lehre vom abstrakten 
dinglichen Vertrag. Denn wurden causa und Erfüllung 
derart auseinandergerissen, daß etwaige Mängel jener 
die Rechtswirksamkeit dieser nicht mehr beeinträch­
tigen konnten, so entfiel damit jede Rechtfertigung für 
das materielle Legalitätsprinzip und die mit ihm zur 
Wirksamkeit gelangende, dem kapitalistischen Rechts­
verkehr lästige Überwachung und Bevormundung durch 
die Obrigkeit. Hatte sich die neue Lehre erst einmal 
zum herrschenden Dogma entwickelt, so konnte es 
nicht schwerfallen, sie bei der nächsten Gelegenheit 
gesetzlich festzulegen und damit jenes Prinzip zu Fall 
zu bringen.

Auf Kleines aufschlußreiche Beschreibung und Ana­
lyse des Entstehens der Lehre von der Abstraktion 
durch die Arbeiten S a v i g n y s und seiner Nachfolger, 
vor allem B ä h r s , kann hier nur verwiesen werden 
(S. 29 ff.) Daß diese Anfang der 50er Jahre des vorigen 
Jahrhunderts geschaffene Lehre sich alsbald in der 
Theorie durchsetzen mußte und schließlich im preußi­
schen Grundeigentumserwerbsgesetz von 1872 ihre erste 
gesetzliche Anerkennung fand, erscheint nur gesetz­
mäßig, wenn man erwägt, daß die Basis der damaligen 
Gesellschaft, die Produktionsverhältnisse des aufstre­
benden Kapitalismus in der besonderen Situation 
Deutschlands, gerade ihrer als Teil des Überbaus be­
durfte, der den neuen Produktionsverhältnissen zur 
vollen Entwicklung zu verhelfen und zur Beseitigung 
der Reste der alten überlebten Basis beizutragen 
hatte.
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